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Inland. ehe 
Berlin, den 24. Okt. Se. Maj. der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Stadtgerichts⸗ Secretair und Büreau⸗Vorſteher Schlunk zu Königsberg in 
Pr. ben Titel als Kanzlei-Rath zu verleihen. 


„Po ſen, den 24. Oktober. Wer geſtern Abend um 63 Uhr den Himmel 
betrachtete, dem mußte 2 heller, etwa über ein Sechstheil des nördlichen Ho⸗ 
rizonts verbreiteter Schein auffallen. Man wäre geneigt geweſen, denſelben für 
den Widerſchein eines fernen Feuers zu halten, hätte nicht die im Verhältniß zu 
der bedeutenden Breite nur geringe Höhe dem widerſprochen. So konnte man 
nur auf ein Nordlicht schließen, eine Annahme, welche durch den ferneren Ver⸗ 
lauf auch vollkommen beſtätigt wurde. Nachdem nämlich das Phänomen bis et⸗ 
wa 73 Uhr in gleicher Art fortgedauert hatte, begann die bekannte Erſcheinung 
des Strahlenſchießens. Aus verſchiedenen Theilen des Hauptkörpers ſchoſſen helle 
Strahlen von wechſelnder Breite zum Zenith empor und verliefen in der Höhe 
des Sternbildes „der kleine Bär“ „während fie im großen Bären noch deutlich 
ſichtbar maren Mefer. hat ſelbſt zu gleicher Zeit 5 bis 6 ſolcher Strahlen beob⸗ 
achtet. Um d Uhr hörte das Strahlenſchießen auf und wurde auch die Hellig⸗ 
keit des Grundkörpers immer ſchwächer. 

Ob die oben beſchriebene Erscheinung mit der feit geſtern Mittag für uns 
eingetretenen Wetterveränderung im Zuſammenhang ſteht, ob ſie vielleicht eben 
dadurch auch einen Einfluß auf die Heftigkeit der Cholera⸗Epidemie äußert, laſ⸗ 
Sn bei dem noch nicht genügend erklärten Urſprunge der Nordlichter dahin 


Berlin, den 23. Okt. Der Verein des dritten größeren Wahl⸗ 
bezirks, auch ſehr radikaler Farbung, erklart in einem Anſchlage, daß er aus 
allen Kräften ſich bemühen werde, den leichtſinnigen Störungen der öffentlichen 
Ruhe vorzubeugen, um dadurch der Reaktion keine Waffen in die Hände zu geben. 
Er erklart einen Jeden für einen Feind der Freiheit und des Volkes, der einen 
Kampf ſo berbeiführe. Das iſt recht ſchön, es klingt nur etwas auffallend von 
dieſer Verſammlung her, und fuͤhrt auf den nahe liegenden Gedanken, daß es den 
Radikalen allerdings ſehr unangenehm fein müßte, wenn allgemeine Ruheſtörungen 
und dadurch vielleicht gar ein Belagerungszuſtand gerade jetzt herbeigeführt würde, 
wo fie vom 26. d. M. an wiederum einen Congreß aller demotratiſchen 
Vereine Deutſchlands nach Berlin ausgeſchrieben haben, und wo zugleich 


die Vertreter der aͤußerſten Linken aus allen konſtitulrenden Verſammlungen Deutſch⸗ 


lands hier ſich verſammeln ſollen, um etwa die Fraukfurter Verſammlung für un: 
würdig und incompetent zu erklären und ein neues Vorparlament zu konſtituiren. 
Wie ſehr es dieſer Partei darum zu thun iſt, für den Augenblick jeden Zuſammen⸗ 
ſtoß zu vermeiden, geht auch daraus hervor, daß fie die Erbitterung der Arbeiter 
auf jede Weiſe zu beſchwichtigen ſuchen, und es ſelbſt dahin gebracht haben, daß 
die auf dem Köpniderfelde in einer allerdings wohl harten, unüberlegten und zu 
mißbillenden Weiſe abgelohnten hundert Arbeiter, während ihres gezwungenen 
Seiernd von ihren Genoſſen ernährt werden ſollen. 

Berlin, den 23. Oktober. Man ſpricht hier ſehr viel davon, daß der 
Miniſter⸗Präſident von Pfuel ſich zurückziehen werde. An ſeine Stelle werde 
der kommandirende General von Schleſien, Graf Brandenburg, treten. 
Der General von Pfuel iſt inzwiſchen zum Abgeordneten gewählt worden und 
würde ſomit die Rechte einen neuen Zuwachs erhalten. — Auch Kisker ſoll 


feine Dimiſſton eingereicht haben. Ueber die Motive eirkuliren die mannigfach⸗ 
ſten Gerüchte. 


„ Dpen. Ztg.) Die Commiſſion der 
die miniſtertelle Vorlage wegen Fortdauer des Belagerungszuſtandes von Poſen 
zu Früfen hat, beſchloß mit großer Mehrheit, deſſen ſofortige Aufhebung 
zu beantragen, da für die längere Fortdauer keine genügenden Gründe vorhan- 
den ſeien. Nur zwei Mitglieder waren für die miniſterielle Anſicht. Alle übri⸗ 


gen fanden in den Vorlagen nur Beſorgniſſe doch keine Beweiſe. Ueber den 
Beſchluß der Commiſſion wird heut Bericht erſtattet. 


Königsberg, den 19. Okt. (N. K. Z.) Geſtern Abend zogen die vereinig— 
ten Mitglieder des Volkswehrelubs und des Arbeitervereines vor die Wohnung des 
hier anweſenden Volksvertreters Johann Jacoby, um ihm für ſein Auftreten und 
Wirken in der Berliner Verſammlung zu danken. Nachdem das hier volksthüm⸗ 
lich gewordene „Volkslied“ mit dem bekannten Veiſe auf den „ Volksmann der vier 
Fragen“ geſungen, betrat eine Deputation beider Vereine das Zimmer Jacobp's, 
um ihm theils wegen des kräftigen Widerſtandes gegen den Bürgerwehrgeſetz-Ent⸗ 
wurf, theils wegen des entſchiedeuen Wirkens überall, wo es prineipiell ſich um 


a Velksſouveräuetät gehandelt, Dank und Beiſtimmung auszuſprechen, zum Aus- 
eo 1 dieſem Sinne aufzufordern und die. unbeſchränkteſte Hochachtung vor Ja⸗ 
er 


za bberſönlichem Charakter — gegen den neuerdings von gewiſſer Sei Ver 
acht 8 1575 ſſer Seite her Ver⸗ 
eg derſucht worden — zu bekräftigen. Der Geſeierte erwiederte der De⸗ 
putation, wie es fein : g f 
iſt di de Art iſt, kurze und klare, vielſagende Worte und ſchloß: 
„Unſer iſt die Zukunft eee 

Euch, Freunde und Mi feien wir einig.“ Sodann an das Fenſter getreten: „Dank 
rer Anerkennung a Sl: Euer Zuruf iſt mir ein herzerhebendes Zeichen Eu⸗ 
ich mit a ONE dafür daß Ihr übereinſtimmt mit den Anſichten, die 

ganzer Seele vertheidige os seh, 
Euer Zuruf iſt mir zugleich 985 „ mit ganzer Seele zu verwirklichen bemüht bin. 
. Pe eruſte, dri „wie bis heute t 
sb fen Be yufen, d. Sans e e de den a 
en vor N ſteht. Dieſes mu es iſt ein einiges, mächtiges, ein freies Deutſch⸗ 
end! Mögen immerhin die Söldner einer underantwortlichen Gewalt, mögen bie 


National-Verſammlung, welche 


Poſener 


Donnerſtag den 26. Oktober. 


wurfs auszuſetzen und den darin 


begrüßen, als wir unſe 
Mann zu une trat und fagte; „da habt Ihr mich, ich bin Euer“, da haben wir 


Reichskriegen auf Anordnung der Neichsgewalt. (Schüler. 
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Feinde der Freiheit in Helm und Kutte ſich zuſammenſchaaren, wir, trotzen leder Cen⸗ 
tralgewalt, die uns Männern neue Feſſeln zu ſchmieden unterfängt; wir trotzen je⸗ 
der Centralgewalt, die es nicht einſehen will, daß nur durch die Freiheit, nur durch 
die Machtvolltommenheit des Voltes die Deutſche Einheit gedeihen kann. Dem f rei⸗ 
en Deutſchen Vaterlande laßt uns aus vollem Herzen ein Hoch bringen!“ 
Frankfurt a. M., den 20. Okt. (O.⸗P.⸗A. Z.) 100 ſte Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs Verſammlung. (Fortſetzung der Bera⸗ 
thung über den vorgelegten Abſchnitt des Verfaſſungs⸗Entwurfs Art. IL, 85.2 — 4. 
Der Präſident H. v. Gagern eröffnet die Sitzung um ‚94, Uhr. Die heute zur 
Diskuſſion kommenden Paragraphen des Verfaſſungs⸗ Entwurfs lauten: „8. 2. 
Kein Theil des Deutſchen Reichs darf mit Nichtdeutſchen Ländern zu einem Staate 
vereinigt ſein ). §. 3. Hat ein Deutſches Land mit einem Nichtdeutſchen Lande 
daſſelbe Staatsoberhaupt, ſo iſt das Verhaͤltniß zwiſchen beiden Ländern nach den 


Grundſaͤtzen der reinen Perſonal⸗Union zu ordnen. §. 4. Das Staats⸗Oberhaupt 


eines Deutſchen Landes, welches mit einem Nichtdeutſchen Lande in dem Verhaͤlt⸗ 
niß der Perſonal-Union ſteht, muß entweder in feinem Deutſchen Lande reſidiren 
oder in demſelben eine Regentſchaft niederſetzen, zu welcher nur Deutſche berufen 
werden dürfen n). Es haben ſich zur Theilnahme an der heutigen Berathung ge» 
gen 70 Redner einschreiben laſſen, über deren Reihenfolge eine kleine Debatte ſich 
erhebt, da die Einſchreibungen von zwei Secretairen des Büreaus gleichzeitig vor⸗ 
genommen worden ſind. Die Berſammlung entſcheidet ſich nach dem e des 
Präſidenten für die Aufrechthaltung der von Secretair Biedermann angefertigten 
Liſte. Zuerſt erhält das Wort Fritſch aus Oeſterreich. Der Reduer theilt nicht die 
Anſicht des Ausſchuſſes, Ebenſo iſt er gegen jede Veränderung in den gegenwärti⸗ 
gen Verhältniſſen der Oeſterreichiſch⸗Dentſchen Provinzen, zu deren Trennung we⸗ 
der Recht, noch Grund vorhanden ſei. Diefe Loslöſung dürfe auch den Euxopai⸗ 
ſchen Eraöten gegenüber, nicht erfolgen, unter deren Mitwirkung der Oeſterreichiſche 
Staatenbund im Jahre 1845 ſich herangebildet habe. Weder die Deutſchen, noch 
die Außerdeutſchen Provinzen wollten dieſe Trennung, die den Bürgerkrieg und, die 
Herrſchaft des Slaviſchen Elementes über das Deutſche unfehlbar im Gefolge ha⸗ 
ben werde. Der Präſident bringt folgenden Antrag Jahns zur Abſtimmung: Die 
Maotlonalverſammlung beſchließt, die Berathung über §. 2. des Verfaſſungs⸗Eut⸗ 
zur Sprache kommenden Gegenſtand dem Aus⸗ 
ſchuß für die Oeſterreichiſche Frage zur nochmaligen Prüfung und Begutachtung zu 
überweiſen. Der Antrag wird nicht für dringlich erkannt. Eiſen mann: Als im 
Maimonat die Oeſterreicher zu uns kamen, um mit Deutſchem Handſchlage uns zu 
nalen, als wir unfere Brüder mit Jubel empfingen und als jeuer Deulſche 


nicht geglaubt, daß in der Paulskirche jemals die Frage ſich aufwerfen werde, ob 
Oeſterreich Deutſch fein ſoll oder nicht. Freilich haben ſich inzwiſchen die Zeiten ge⸗ 
andert. Hätte man mich damals gehört, als ich zu wiederholtenmalen die Oeſler⸗ 
reichiſchUngariſche Frage in Anregung brachte, es wäre fo weit nicht gekommen, 
wohin es jetzt gekommen iſt. Es würde ſich gezeigt haben, daß ich nicht leichtſinnig 
meine Worte in die Verſammlung geworfen habe. Holen wir jetzt das Verſaumte 
nach, vielleicht — vielleicht koͤnnen wir dem Unglücke noch vorbeugen. Siegt die 
Camarilla zu Wien, ſo ſchaͤme ich mich, in der Paulskirche zu ſitzen. Die Einheit 
muß uns über Alles gehen. Allerdings beſteht die pragmatiſche Sanction, worin die 
Untrennbarkeit der einzelnen Provinzen Oeſterreichs ausgeſprochen iſt. Dieſe prag⸗ 
matiſche Sanction iſt aber nichts Anderes, als ein Juſtrument zum Behufe eines 
Familien-Fideikommiſſes zu Gunſten des Hauſes Habsburg. Von einem Völker⸗ 
rechte iſt darin nicht die Rede. Der Redner giebt eine Darftellung der letzten Ereig⸗ 


niſſe in Oeſterreich mit beſonderer Hervorhebung der Ungariſchen Verhaltniſſe und 


der Stellung Jellachichs zum geſtürzten Wiener Kabinette. Wurde man dem Ver⸗ 
langen Deutſcher Blätter folgen und Deutſche Truppen über Tyrol nach Italien 
führen, um den Kroaten Radetzky nach Wien zu rufen, dann ſei es aus mit 
Deutſchlands Freiheit. Glauben Sie, daß es gut ſein wird, wenn nach Auf⸗ 
gebung der Oeſterreichiſch-Deutſchen Provinzen nur ein mächtiges Preußen 
unter den kleineren Staaten in Deutſchland beſteht? Denken Sie an die 
Aufregung nach dem Waffenſtillſtand von Malmoe „und Sie werden begrei⸗ 
fen, daß Sie der Republik mit allen ihren Schrecken in die Hände arbeiten, 
wenn Sie Oeſterreich von Deutſchland trennen. Schaffen ſie zuerſt die Einheit 
Deutſchlands, daun wird alles Uebrige folgen. Arneth aus Wien beantragt den 
Zuſatz; „Da durch die eigenthümlichen Verhältniſſe Oeſterreichs eine Modifikation 
der im §. 2 enthaltenen Beſtimmung nothwendig, ift, fo, bleibe die Entſcheidung 
einer ſpateren Beſchlußnahme der Nationalverſammlung vorbehalten.“ Oeſterreich 
iſt deutſch, aber es will das Fortbeſtehen mit und in Deutſchland. Handelt es 


*) Minoritäts Gutachten. Zuſatz: „Inſoſern die eigenthümlichen Verhältniſſe 
PER be Ann dieſes N 2 220 Ki daraus abgeleiteten Para taphen 
pinſichtlich deſſelben nicht zulaſſen, fol die angeſtrebte Einheit und Macht Deutſchlands 
Im größtmöglichen Maſſe durch den innigſten Auſchluß Oeſterreichs an Dentſchland im 

ege des voölkerrechtlichen Bündniſſes zwiſchen der Neichsgewalt und der Oeſterrelchi⸗ 
ſchen Regierung erzielt werden.“ (Müßlſeldr. Detmold. Notenhan. Laſaulx.) 

) Minoritäts-Votum. Zuſatz: „Das Staats⸗Oberhaupt eines N 
des, welches mit einem ich denen Lande durch Perſonal⸗Union verbunden iſt, 
darf Kichtdeniſche Teupen in feine Länder nicht verlegen, außer in Veraulaſſung ven 
Blum. Wigard.) 
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ſich aber darum, die außeröſterreichiſchdeutſchen Länder mit den deulſchen Pro- 
vinzen dem deutſchen Reiche zu inkorporiren, ſo wird kein Oeſterreicher ſich wider⸗ 
ſetzen. Es liegt im Intereſſe Deutſchlands, das Eutſtehen von Slavenreichen im 
Oſten zu hindern, was, wie die Vorgänge in Ungarn darthun, die unausbleibliche 
Folge einer Perſonalunion ſein würde. Die große Majorität des Volkes will die 
Zerreißung Oeſterreichs nicht. Die Erhaltung dieſes Landes iſt nicht im dynaſtiſchen 
Intereſſe begründet, ſondern in der Politik, welche das Wohl des Volkes zum 
Endpunkte ihrer Veſtrebungen hat. Nie hat Ungarn des Undanks gegen Oeſter⸗ 
reich ſich ſchuldig gemacht. Mit dem Rufe „woriamur pro rege nostro“ haben 
die Magee für die pragmatiſche Sanction ſich erklärt. Wären die heutigen 
Ungarn in die Fußtapfen ihrer Väter getreten, fie würden nicht unterlaſſen haben, 
ihren Vätern ſich gleichzuſtellen. Der Redner erklärt ſich gegen das Minoritätsgut⸗ 
achten zu 5. 2, weil deſſen Annahme das Ausſcheiden der öſterreichiſchen Abgeord⸗ 
neten aus der Paulskirche und den Ausſchluß Oeſterreichs von Deutſchlaud zur 
Folge habe, und ſchließt mit den Worten: „Wenn es Ihnen um die Freiheit zu 
thun iſt, ſo behalten Sie für Deutſchland das ſchönſte feiner Länder!“ (Bravo!) 
. mie u (Schluß folgt.). Maget 

Karlstuhe, den 19. Okt. Ju der heutigen Sitzung der zweiten Kammer, 
in welcher die Berathung über den Geſetzentwurf in Betreff der Errichtung und des 
Geſchäftskreiſes der Verwaltungsbehörden fortgeſetzt wurde, erſchien Staatsminiſter 
v. Duſch und gab auf die an die Regierung durch den Abgeordneten Sachs wegen 
Aufhebung des Miniſteriums des Auswärtigen und wegen Zurück⸗ 
berufung der Gefandtſchaften gerichtete Interpellation folgende Erklärung 
ab: „Die Regierung, meine Herren, hat ſchon ſeit läugerer Zeit einige Geſandt⸗ 
ſchaftspoſten, welche erledigt waren, unbeſetzt gelaſſen. Sie hat nach dem Erſcheinen 
des Geſetzes uber die Errichtung einer proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland 
Verfügungen getroffen, um die Auflöfung der wenigen noch beſtehenden Geſandt— 
ſchaften vorzubereiten, und auf das Rundſchreiben des Reichsminiſteriums vom 20. 
September, das Ihnen durch die öffentlichen Blätter bekannt geworden iſt, eine voll⸗ 
kommen entſprechende und anſchließende Antwort geben laſſen. In ganz kurzer Zeit 
werden die noch beſtehenden Geſandtſchaften bis auf den Pariſer Poſten aufhören. 
Die gänzliche Einziehung dieſes letztern Hänge nur noch von Verhandlungen mit der 
Centralgewalt und von der Möglichkeit der Uebernahme ſammtlicher internationalen 
Geſchäfte durch den Reichsgeſandten, welche die Greuzverhaͤltniſſe und zahlreiche 
Intereſſen unſerer Landes antehörigen betreffen, ab. Sobald dies geſchehen iſt, wird 
der Geſaudte zu Paris auch abberufen werden. Gerade in Bezug auf die diplo⸗ 
matiſche Vertretung nach Außen durch die Centralgewalt hält die Regierung die be, 
reitwilligſte Mitwirkung und Unterſtützung aller Staaten für wesentlich. Denn nur 


in der Centralgewalt bilden ſich alle vereinten Kräfte zu elner wahren poneſſchen 


Weltmacht erſten Ranges, — nud als folche mäſſen wir uns der Welt gegenüber 
feſt und unwandelbar darſtellen, als eine ſolche muͤſſen wir uns zur Vertretung un⸗ 
ſerer großen gemeiuſchaftlichen Intereſſen im Staatenverkehr geltend zu machen wis 
Ten, fol die Entwickelung unſerer politiſchen Freiheit und unſerer nationalen Wohl 
fahrt dauernd geſichert ſein. Nur dadurch auch, daß überall Deutſche Reichsgeſandte 
im Namen des Bundesreichs auftreten und dieſer politiſchen Geſammtmacht perſön⸗ 
lichen Ausdtuck verleihen, in ihren fleundſchaftlichen Beziehungen zu andern Staa, 
zen, in der Vertheldigung ihrer Intereſſen, in der Mitwirkung bei den Verhandlun⸗ 
gen über alle großen Europäiſchen Fragen, mit denen wieder unſer eigenes Schick 
fal aufs innigſte verwebt iſt, kann das gerechte Verlangen der Deutſchen Nation 
befriedigt werden, und wird das Mißbehagen einer unſichern politiſchen Stellung 
in der Welt in ein beruhigtes, wohlbegründetes Selbſtgefühl übergehen. Vieles hat 
die Centralgewalt dazu ſchon in den wenigen Monaten gethan; aber zur Vollfüh⸗ 
rung großer Dinge, meine Herren, mitten unter Bergen von Schwierigkeiten, gehört 
Zeit und Ausdauer, und ohne die Begeiſternng dafür zu verlieren, muß man die 
Ungeduld bezähmen, die Nichts fördert. Die Zeitereigniſſe haben Ungeheures auf 
einmal auf die neu entſtaudene Centralgewalt gewälzt; wir dürfen ſtolz fein auf 
die feſte, edle Haltung, die ſie bewährt, und wer es mit feinem Vaterlande redlich 
meint, wird ihr Dank wiſſen, und ſich doppelt ſreudig und vertrauend an fie an⸗ 
ſchlleßen. Was die weiter geftellte Frage wegen Auflöſung des Miniſterlums der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten betrifft, ſo kaun wohl unter den jetzigen Umſtänden nicht 
dle Rede davon ſein. Nicht blos beſtehen die Geſchafte dieſes Ministeriums fort, fon- 
dern ſie haben durch die Zeitereigniſſe ſich bedeutend vermehrt, und vermehren ſich 
noch in Folge der Einziehung der Geſandtſchaften and durch die immer mehr ſich 
ausdehnenden Beziehungen zu der Centralgewalt. 

Ulm den 17. Oktober. In der vorigen Nacht, als in der zweiten unſerer 
Kirchweihe, hat es hier arge Exceſſe gegeben. Im Gaſthaus zum „Schützen“ 
in Neuulm geriethen würtembergiſche und öſterreichiſche Soldaten in eine Schlä⸗ 
gerel, bei welcher ein würtembergiſcher Schütze drei Säbelhiebe in die Hand 
und ein anderer einen Stich in die Schulter erhielt. Außerdem ſielen noch wei⸗ 
tere erhebliche Verwundungen an Soldaten und Civiliſten vor. Gegen 3 Uhr 
Nachts wurden die Verwundeten in einem Omnibus in die Stadt gebracht, und 
gleichzeitig mehrere Verhaftungen vorgenommen. 

München, den 18, Ott. 2 Uhr. So eben, unmittelbar vor Poſtſchluß, er 
fahren wir aus glaubwürdigſter Quelle, daß der König vor einem nach Tegernſee 
unternommenen Ausfluge vorgeſtern den Miniſtern wiederholt erklärt hat, daß er 
vor dem Landtage eine Portefeuilleniederlegung nicht geſtatten werde. Die neueſten 
Vorgänge ſind dem Könige durch Couriere gemeldet worden. Die Stadt iſt begreif⸗ 
licherweiſe in größter Unruhe. — Aus Wien find eine Meuge Flüchtlinge hier ans 
gekommen. 

i Prag, 12. Ott. Die hier auweſenden Reichstags Deputirten haben eine Erklä⸗ 
zung abgegeben, in welcher es in Beziehung auf die Vorgänge in Wien heißt: Wir 


halten den Aufſtand fuͤr einen verbrecheriſchen, weil durch dieſen unter Mord und Gewalt⸗ 

that ein Miniſterium geſtürzt wurde, welches die Majorität der Vertreter des öſterreichi⸗ 
ſchen Geſammtvolkes für ſich hatte, und wenn man auf deren vorhergefaßten Beſchlüſſe 
Rüͤckſicht nimmt, auch in Uebereinſtimmung mit denſelben verfuhr. Wir verwahren uns 
daher auf das feierlichſte gegen die in einer Namens des Reichstages eriaffenen 
Proclamation ausgeſprochene Anſicht, als ſei der Mord des Kriegsminiſters und 
der gewaltſame Sturz des Geſammtminiſteriums nichts Anderes, als ein von be⸗ 
dauerlichen Umſtänden begleiteter Akt der Selbſthülfe des Volkes. Wir proteſtiren 
gegen alle Beſchlüſſe, wodurch der Reichstag Oeſterreichs in Ueberſchreitung feines 
Mandats und in Außerachtlaſſung feiner hohen Miffion die Exekutivgewalt an ſich 
geriſſen und als bloſer Sicherheitsausſchuß für die Stadt Wien fungirt hat. 
Durchdrungen von der Uebetzeugung, daß die Beſchlüſſe des Reichstags den wah⸗ 
ren Willen der Völker Oeſterteichs nur dann ausſprechen und deren Bedürf⸗ 
niſſen nur dann vollkommen entſprechend und wahrhaft ſegenbringend werden 
konnen, wenn fie der Ausfluß reiner Selbſtbeſtimmung ſind und alſo ganz unbeirrt 
von jedem beſtimmenden oder nöthigenden Einfluſſe einer im Aufruhr begriffenen 
Bevölkerung angenommen werden, proteſtiren wir gegen alle Beſchruſfe, Selche ber 
Reichstag, ſei es auch in beſchlußfaͤhiger Anzahl, jetzt während der Dauer des 
Aufruhrs, wo alle Organe der Verwaltung und geſetzlichen Ordnung außer Wirk⸗ 
ſamkeit ſind, gefaßt hat und, ſo lange nicht der Zuſtand der geſetzlichen Ordnung 
wieder hergeſtellt iſt, noch faſſen wird. Wir können unmöglich Beſchlüſſe für freie 
auſehen, die gefaßt werden, während die auftühreriſche Menge die Gallerle füllt, 
ihre Waffen nach den Sitzen der Deputirten richtet und eine Verſammluug durch 
ihr Geſchrei oder ihre den Volksvertretern bekannten Abſichten und Gelüſte terrori⸗ 
ſirt; wir können Beſchlüſſe nicht für frei anerkennen, die angenommen werden, 
während und nachdem die Bürger einer und derſelben Stadt in verheerendem Par⸗ 
teikampfe gegen einander die toͤdtenden Geſchoſſe gerichtet; wir können Beſchlüſſe 
nicht für frei halten, die gefaßt werden in einer Stadt, wo alle Bande der geſell⸗ 
ſchaftlichen Orduung ſo vollkommen anfgelöft find, daß kein Befehl einer Behörde, 
ſelbſt nicht jene des Reichstages, mehr befolgt worden, in einer Stadt, die ange⸗ 
füllt iſt mit Barrikaden, bewacht und beſetzt von einer zügelloſen Menge von ver— 
zwelfelten, durch falſche Vorſpiegelungen ehrloſer, erkaufter Parteigänger bis zum 
Aeußerſten aufgehetzten Proletariern, die den friedlichen Bürger unter Verhältniſſen, 
wo ſelbſt eine demüthige Bitte zur gebieteriſchen Forderung wird, brandſchatzen, 
die gegen Bürger, ja ſelbſt gegen Deputirte Drohungen ausſtoßen, die nach den 
gräulichen Vorgängen im Kriegsgebände beſorgen laſſen, daß dem ſchrecklichen 
Worte die noch ſchrecklichere That folgen dürfte. 


Ausland. 
„ „ b b (t ann en u nd Ira nd. 

London, den 17. Okt. Die „M.⸗Poſt“ kündigt an, daß ſaͤmmtliche Wee 
niſter noch in dieſer Woche dahier zuſammenltreten würden, um über die bezüglich 
S. O'Brien's und feiner Genoſſen zu treffende Entſchließung zu berathen. An 
eine Hinrichtung der zum Tode Verurtheilten glaubt Niemand. 

— Die von vielen Einwohnern Dublins unterzeichnete Denkſchrift zu Gun⸗ 
ſten S. O' Briens wurde am 16. dem Lordſtatthalter „überreicht. Derſelbe erwie⸗ 
derte der Deputation, daß er, da die Commiſſion zu Clonmell noch mit dem ge⸗ 
richtlichen Verfahren gegen mehrere mit S. O'Brien des nämlichen Verbrechens 
angeklagte Perſonen beſchäftigt und überdies von den Auwälten des Verurtheilten 
ein Einſpruch erhoben worden ſei, feine beſtimmte Antwort auf die Denkſchrift für 
jetzt nicht ertheilen, wohl aber verſichern könne, daß man auf die Anempfehlung 
der Jury volles Gewicht legen werde. — Hr. Duffey fol einen verunglückten Ver⸗ 
ſuch gemacht haben, aus Newgate zu entkommen. — Zu Clonmell hatte man 
zwei junge Damen wegen Theilnahme an dem Aufſtande ins Geſängniß gebracht; 
fie find jedoch gegen Bürgſchaft wieder freigelaſſen worden. 

— Gegen die ſtrenge Beobachtung der Sonntagsfeier in Schottland erhe⸗ 
ben ſich jetzt viele Stimmen. Ein Fall, der ſich kürzlich mit der Herzogin von 
Sutherland ereignete, welche von einer Eiſenbahn-Direktion einen Extrazug 
des Sonntags wegen nicht erlangen konnte, hat die Stimmung gegen den ſchot⸗ 
tiſchen Puritanismus noch erhöht. Die Herzogin von Sutherland, die erſte 
Ehrendame der Königin, erhielt nämlich die Nachricht, daß ihr Vater, der 
Graf von Carlisle, im Tode liege. Sie ließ daher einen beſonderen Zug auf 
der Eiſenbahn beſtellen; aber als ſie ankam, um denſelben zu benutzen, erhielt 
fie eine abſchlägliche Antwort. Kein Grund konnte die Beſtimmung, welche 
die Direktion in dieſer Beziehung getroffen hatte, aufheben. Lady Sutherland 
war daher genöthigt, ein Dampfſchiff zu miethen und dann weiter Poſt zu neh⸗ 
men, um nach dem Schloſſe Howard zu kommen, wo ihr Vater im Sterben 
lag. Aber ſie kam zu ſpät. Dieſer Vorfall wird wahrſcheinlich dazu beitragen, 
das ſtrenge Verbot aufzuheben. 


Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen Staats⸗ 
Verfaſſung. 

Dreiundachtzigſte Sitzung, vom 21. Oktober. 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 91 Uhr. Die Abgeordneten 
chwieger, Kaiſer, Meyer und Janſing erhalten Urlaub. Der Abg. 
Scholz (Schönau) legt ſein Mandat nieder. Die Verhandlung über Art. I. 
des erſten Titels der Verfaſſungsurkunde wird fortgeſetzt. Die Debatte wendet 
ſich ausschließlich um das Verhältniß Poſens zum preußiſchen Staate. Miniſter 
Eichmann: Die Regierung hat das Intereſſe des preußiſchen Staates, ſie he. 
feine Größe und Wohlfahrt wahrzunehmen; eben fo darf fie mit den in Fr * 

furt übernommenen Verpflichtungen, wie mit den den Polen ertheilten V 12 
ungen nicht in Widerſpruch gerathen. Sie ſteht auf völlig gleicher Ein t 
diefer Verſammlung und ſpricht ſich ohne allen Rückhalt und Vorbeha fie 
Es giebt auf dieſem Gebiete keine diplomatiſchen Geheimniffe, die Akt ückt 
liegen vor, Alles iſt offenkundig. Was die Verträge von 1815 zunächſt betrifft, 
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i icht di iner be⸗ 
o iſt hier wiederholt anerkannt worden, daß 1815 nicht die Rede von einer Di 
(een 7 155 Einheit des Großberzogthums war, ja nicht einmal von einer 
adminiſtrativen. Der Culmer und Michelauer Kreis wurden aus adminiſtrati⸗ 

ür ußen gewieſen, und eben ſo dagegen ein Theil Weſt⸗ 
ven Gründen an Weſtpreuß \ dag f 
preußens zu Poſen geſchlagen. Es iſt auch nicht möglich bei 1815 ſtehen zu 
bleiben, die Verheißungen und Verhandlungen mit Deutſchen und Polen in die⸗ 
ſem Jahre zu ignoriren. Das Refultat war die Ueberweiſung eines Theiles 705 
Großherzogthumes an das deutſche Reich, und die dem übrigen Theile 655 5 s 
tene Organtſalton. Die Verhandlungen des Bundestages und die Beſchlüſſe 
der frankfurter Nationalverſammlung hierüber find völkerrechtliche Akte, an de⸗ 
ren Gültigkeit kein Zwelfel ſein kann, obgleich Ihre Verſammlung nicht an den 
hierzu führenden Schritten Theil nehmen konnte, weil fie im April und Anfang 
Mal noch nicht zuſammengetreten war. — Es kann nicht die Rede ſein, daß Sie 
mit Frankfurter Beſchlüſſen in Widerspruch treten wollten; das innigſte Be⸗ 
wußtſein der deutſchen Einheit wird Sie hiervon fern halten. Aber einige der 
eingebrachten Amendements drohen einen ſolchen Widerſpruch hervorzurufen. 
Nach dem in Frankfurt eben vorgelegten Verfaſſungsentwurf iſt anzunehmen, 
daß man mit nichtdeutſchen Ländern nur Perſonalunion zulaſſen wird. Es 
wird jetzt dort grade über dieſen Punkt verhandelt, und ſo iſt ſogleich hierauf 
Rückſicht zu nehmen, damit wir nicht ſpäter in den Fall einer Abänderung kom⸗ 
men, um unſere Verfaſſung der deutſchen conform zu machen. Die Regierung 
empfiehlt alſo den urſprünglichen Entwurf mit dem Amendement von Auers⸗ 
wald. (Bewegung.) Es handelt ſich um theure Intereſſen des großen deutſchen 
Vaterlandes, und fie werden Ihrer Pflicht gegen daſſelbe eingedenk ſein. Dies 
ift ſehr wohl zu vereinigen mit der unfern polniſchen Brüdern ſchuldigen Gerech— 
tigkeit und Billigkeit. Hartmann für die Amendements von Auerswald 
und Geßler. So erfordert es die Uebereinſtimmung mit Frankfurt. Die 
Verfaſſung iſt nur für das deutſche Preußen, und die polniſchen Abgeordneten 
haben hier nicht mit zu tagen. Mlönnies: die heute verhandelte Frage iſt 
vielleicht die größte bisher hier erörterte, denn ſte hat unfer Verhältniß zu 
Deutſchland ins Klare zu ſtellen, ja ſie fällt mit der deutſchen Frage ganz zu⸗ 
ſammen. Art. 1. der in Frankfurt beſchloſſenen Verfaſſung entſcheidet die Frage 
der Trennung der deutſchen und polniſchen Landestheile, und behält nur die 
genaueren Grenzbeſtimmungen vor. Wenn dieſer Beſchluß den Beſtand Deutſch⸗ 
lands feſtſetzt, ſoll Preußen anders beſtehen? Ich ſage nein. Wenn Preußen 
ſeine Miſſion erfüllen foll, fo kann es dies nur als ein rein deutſcher Staat. 
Wer nicht mit uns zu Deutſchland ſtehen kann, der kann auch nicht zu Preußen 
Son. Es iſt unſrer Seite zum Vorwurf gemacht worden, daß wir in der deut⸗ 
um 08 weder für den Antrag von Jacoby noch für den von Rodbertus ge⸗ 
werden fellten Dieſe Anträge betrafen bloße Erklärungen, die hier gegeben 
„und gegen die ich mich ſtets ausſprechen werde. Heute handelt 
es ſich aber darum, zu entſcheiden, ob der preußiſche Staat organifche Beſtand⸗ 
theile haben ſoll, welche nicht deutſch find. Es ift allerdings hervorgehoben, wie 
klein der abgetrennte polniſche Landestheil fein werde. Aber ift das unfre 
Schuld? Können wir mehr geben als wir haben? Sei aber das Loos dieſes 
Gebiets auch nicht beneidenswerth, wir ſtehen gegenüber der Nothwendigkeit. 
Wir find 16 Millionen Preußen, welche Deutſche find und bleiben wollen; wol⸗ 
len 300,000 nicht, fo können fie nicht verlangen, uns von dem Wege zu ver⸗ 
drängen, den uns die Pflicht zeigt. (Bravo rechts.) 

v. Kuepfer erklärt ſich ebenfalls für das Amendement v. Auerswald. Po⸗ 
fen exiſtirt bereits nicht mehr als ſtaatsrechtliches Ganzes. Auf den Antrag 
ſämmtlicher deutſcher Abg. der Provinz, auf ſtürmiſche Petitionen der Urwähler 
der weſtlichen Landestheile hat die preußiſche Regierung die Aufnahme der 
deutſchen Landestheile in den deutſchen Bund nachgeſucht und der Bund hat dieſe 
Aufnahme vollzogen. Abgeordnete aus Poſen ſitzen bereits in der Frankfurter 
Nationalverſammlung und ſo iſt Alles ſchon vollendete Thatſache. Dem polni- 
ſchen Theile bleibt die Verheißung der Reorganiſation, den Polen auf deutſchem 
Gebiete die allen fremden Nationalitäten gegebene Zuſicherung. Mit dem pol⸗ 
niſchen Theile bleibt nur eine Perſonalunjon möglich, und dieſe Verſammlung 
hat ihm keine Verfaſſung und keine Geſetze zu geben. v. Liſiecki zeigt an, daß 
ihm noch geſtern eine Petition mit 4834 Unterſchriften gegen die Demarcations⸗ 
linie zugegangen ſei. Ri chter (Kanonikus) für das Amendement Brodowski's. 
Ein Miniſterium, welches die Revolution nicht anerkannte, hat dennoch an das 
Prinzip der Nationalitäten appellirt und Poſen darnach zu theilen vorgegeben. 
den en ift völlig falſch angewendet worden. Nach den von germaniſtren⸗ 
2 Yan wunkütrlich zuſammengeſtellten Berichten wären freilich 500,000 

eutſche in Poſen und nur 700,000 Polen. Dagegen hat der Erzbiſchof von 
Nidda et eine genaue Liſte gegeben, nach welcher ſich die Zahl der Polen 
auf 800,000 beläuft. Die polniſchen und deutſchen Katholiken betragen zu⸗ 


ſammen 900,000 g N j 
den, und rechnet Be, Es bleiben alſo nur 300,000 Akatholiken und Ju⸗ 


en, Beamten und andere wandernde Familien ab, nicht 
viel über 200,000 Deutſche und Juden. (Geräuſch zur Rechten.) In i 
hat man ſo nach ganz falſchen, von der preußiſchen Regierung eingeſchickten Ma⸗ 
terialien entſchieden; man wird den Beſchluß ändern, wenn man beſſere erhält 
Der Redner kommt nun auf die ſeit 1815 verſuchte Germanifirung des Kulmer 
und Michelauer Landes, das damals zu Weſtpreußen geſchlagen ſei; er führt 
hierfür mehrere Beiſpiele an, beſonders von dem Kulmer Gymnaſium. Er ſei 
vielleicht der Einzige, der für die polniſche Bevölkerung jenes Landestheiles hier 
die Stimme erhebe. Dieſe Bevölkerung werde niemals deutſch werden aber fie 
werde ein vortrefflicher Nachbar fein und die Deutſchen auf den Händen tragen, 
a fie gerecht ſeien. Dies fage er als Deutſcher im Intereſſe Deutſchlands. 
ſchen Seb od bemerkt hiergegen, daß dieſer Landestheil altes Gebiet des deut⸗ 
Jahreszabts und erſt 1466 von den Polen erobert ſei. Man möge auf dieſe 
Ane rein deuticht immer auf 1772 zurückgehen. Peterſen bezeugt, daß Kulm 
biſchofs v. Pra Stadt ſei. Gehler greift die angeführte Statiſtik des Erz⸗ 
an, worin er die, 27 an. Er führt ein Sendſchreiben deſſelben vom 21. April 
als Feinde der Kirche de Petitionen für den Anſchluß an Deutſchland befördern, 
ſiets an die Landbewohnedeichnet. So ſiellen die Edelleute in den Ortſchaften 
deutſch, d. h. evangeliſch wörage, ob fie polniſch, d. h. katholisch bleiben, oder 
Elements mit dem nationalen den wollen? Dieſe Vermiſchung des religiöſen 
fo aufgenommenen Liſten und Pirkt allein auf die Maſſen und fie erklären in 
gegen die Verdächtigung der Beauittonen ſich für polniſch. Bauer proteſtirt 
ei Wolf eri 9 camten, als ob ſte verfälſchte Liſten eingeſendet 
A lichen Wunsch feuer gesehene ſchon den 11. April 1848 auf den 
u worden fe aner ge BÜhen Vertreter in den deutſchen Bund auf⸗ 
genomme el. Richter ſtellt ein Amendement „ wonach auch die pol⸗ 


ganz auf eigne Fauſt, 


wickelung Deutſchlands gefördert, fo hätten wir 


niſchen Theile Weſtpreußens an den nationalen Inſtitutionen Poſens Theil neh⸗ 
men 15 (Setetteit zur Rechten und im Centrum.) Es findet nur ſchwache 
Unterſtützung. Seger: Poſen erſcheint nirgends als ſtaatsrechtliches Ganzes, 
und es find den Polen nur nationale, nicht politiſche Rechte verheißen. Die 
Polen klagen über Verdrängung, aber fie zogen ſich freiwillig überall von öffent⸗ 
lichen Aemtern und ſelbſt aus der Induſtrie zurück „ fo daß die fortſchreitende 
Germaniſtrung ihr eigenes Werk iſt. Uebrigens iſt nach den letzten EN 
kein dauernder Friede zwiſchen Polen und Deutſchen möglich; das Feuer 9 immt 
unter der Aſche, und ein kleiner Hauch kann es wieder anblaſen. Imfonft weiſt 
man uns auf das Beiſpiel von Wallonen und Flamändern in Belgien hin. In 
der Trennung liegt allein das Heil. Die Polen haben hier ſelbſt ausgeſprochen, 
daß fe keine Preußen fein wollen. Sie wollen alfo von uns los, wie wir von 
ihnen; Frankfurt iſt die höchſte Inſtanz für die Demarkationslinie; dahinter 
liegt nur das Schwert. Nicht die Vergangenheit, ſondern das Beſtehende, Les 
bende hat Recht. Der polniſche Theil ſoll ja nicht durch eine Mauer abgeſperrt 
werden; aber beſſer, daß ein kleiner Landestheil der Heerd von Unruhen wird, 
als das ganze Großherzogthum. Der Redner lieſt Plakate aus dem März und 
April, in denen Haß gegen die Deutſchen gepredigt wird. v. Potworowski 
und v. Radonski geben hierzu thatſächliche Berichtigungen. v. Liſtecki führt 
ein Plakat an, in welchem die Polen eine phyſiſch und moraliſch untergegan⸗ 
gene Nation genannt werden; ein Mitunterzeichner ſei in diefer Verſammlung. 
Ein Abg. der Rechten erhebt ſich, räumt dies ein und iſt bereit das Plakat zu 
vertreten. (Pfui! zur Linken.) - j 
D’Efter: Der ganzen Provinz als folder iſt das Verſprechen einer Re⸗ 
organiſation gegeben. Erſt am 30. März war zuerſt die Rede von einer Ab⸗ 
trennung deutſcher Theile und ſpäter wurde die Demarcationslinie immer enger 
gezogen. Das Miniſterium hat durchaus feine Vefugniſſe überſchritten, als es 
ohne uns zu fragen, Vorſchläge nach Frankfurt ſchickte, 
welche ſpäter dort Eingang fanden. Was wird dem weſtlichen Theile Poſens 
entzogen, wenn er nicht in das deutſche Reich aufgenommen wird? Die Publi⸗ 
kation der Reichsgeſetze, die Exekution durch Reichstruppen. An den Grund⸗ 
rechten, an der ganzen preußiſchen Verfaſſung dagegen wird er mit uns Theil 


aben. Der öſtliche Theil Poſens wird dagegen gar keine Verfaſſung haben, 
— 5 er abgetrennt wird, er wird ganz in dem früheren Zuſtande Krakau's ſein. 


Ein ſolcher kleiner Landestheil zwiſchen uns und unſrer gefährlichſten Grenze iſt 
ein Unding. Die Polen aus jenem Theile ſitzen hier unter e eh 
bisher gegen ihre Anweſenheit proteſtirt. Die Regierung ee ee ch 
eine Entſcheidung über diefe Frage hervorrufen, wenn der geringſte Zweifel ſich 
b. — Der Redner ſchreibt den blutigen Conflikt zwiſchen Deutſchen und 
A üngigen Politik der Regierung ſogleich in den erſten 
polen in peer en s Miniſterium ſtand im Widerſpruche 
Tagen nach der Märzrevolution zu. Da eee 5 
it den Behörden der Provinz. Es entſtand ſogleich Streit zwiſchen dem Ober⸗ 
präsidenten v. Beurmann und dem General v. Colomb. Eben ſo wurde 
dau General v. Williſen von den Miniſtern anders inſtruirt, als General 
v. Eolomb von Potsdam aus. Den 3. April ſchrieb der General v. Neu⸗ 
mann aus Potsdam einen Brief an den Kriegsminiſter v. Reyher, worin er 
dieſem meldet, er habe auf Allerhöchſten Befehl dem General v. Colomb eröff⸗ 
net, daß er mit den mobilen Kolonnen vorgehen und einſchreiten ſolle, obgleich 
mit Vermeidung galliziſcher Scenen. So wurden von verſchiedenen Stellen 
ganz verſchiedene Ordres ausgegeben, und gewiß gingen deren manche 
bin und her, die wir nicht fo genau wie dieſe kennen. — Der General 
zeg die Potsdamer Befehle denen aus Berlin vor, So kam es zu den 
blutigen Auftritten. — Um künftig ſolche Konflikte zu vermeiden, ſtelle man 
nur die miniſterielle Verantwortlichkeit in ihrem ganzen Umfange her, welche, wie 
jenes Aktenſtück zeigt, am 3. April noch nicht verwirklicht war. — Statt aller 
befondern nationalen Reorganifätion bedarf es nur der vollen Durchführung der 
Selbſtregierung der Gemeinden und Kreiſe. So kommt jede Nationalität von 
ſelbſt zu ihrem Rechte. Ich ſtimme für die Verheißungen des 19. März auch an 
die Polen. (Bravo links.) Die Frankfurter Verſammlung könnte uns eben fo 
gut die Preßfreiheit wegdekretiren, als auf bloßen einſeitigen Vorſchlag des Mi⸗ 
niſteriums Poſen zerſchneiden. a 
„ v. Kuepfer berichtet in Betreff der von D'Eſter behaupteten urſprüng⸗ 
lichen Einigkeit zwiſchen Deutſchen und Polen, daß er ſchon den 26. März 
hier eingetroffen fei, um auf Aufnahme des Netzediſtrikts in den deutſchen Bund 
anzutragen. Scheele für den Commiſſtonsantrag. v. Berg für das Amen⸗ 
dement von Phillips: Mit Unrecht if die deutſche Frage hereingezogen. Es 
muß über Poſen ein Vertrag zwiſchen Preußen und der deutſchen Eentralge⸗ 
walt geſchloſſen werden. Das deutſche Parlament war in ſeinem vollen Rechte, 
wenn es nach den gegebenen Materialien ſich über die Frage erklärte. Von 
preußiſcher Seite aber iſt der Vertrag, der zu fchließen bleibt, nicht eher gültig, 
bis auch wir unſre Zuſtimmung ertheilen. Man kann in Frankfurt nach ge⸗ 
nauerer Kenntniß des Thatbeſtandes die Meinung ändern. Das Amendement 
Phillips greift der Zukunft hierin gar nicht vor; es garantirt dem Großherzog⸗ 
thum ſeine beſonderen Rechte, es enthält alſo nichts, als was ſchon früher in 
Frankfurt beſchloſſen war, nämlich daß jeder Nationalität ihre freie Entwicke⸗ 
lung geſichert wird. — Die bisherigen Handlungen in Poſen zeigen ein Schwan⸗ 
ken zwiſchen Ungewißheit und Perſidie, und dies ſcheint die Schuld gewiſſer 
Perſonen, welche ſich unſern Nachforſchungen entziehen, ſo daß wohl Finger- 
zeige da find, aber keine ſichern Spuren. — Man hat ins Unklare hinein von 
Reorganiſation geſprochen, man hat zuerſt die Revolutionſrung unſrer öfllichen 
Grenzen begünſtigt. Später ging man aus Furcht davon wieder ab, obwohl 
ſich auch dann nech die Aeußerung findet: der abzutrennende Theil bleibe immer 
noch größer als Brannſchweig und groß genug, um im Falle der Noth einer 
polniſchen Erhebung gegen Rußland einen Anhalt zu bieten. — Hätte die Re⸗ 
gierung feit 1815 die polniſche Nationalität geachtet und eben fo die freie Ent» 
Poſen ſeitdem moral iſch erobert, 
während wir es jetzt nur gefangen haben. Wir wollen, was zur Einheit Deutſch⸗ 
lands nöthig ift, wir wollen erklären, daß wir uns dem Frankfurter Parlamente 
unterwerfen, aber vor Allem haben wir den Polen ihre Nationalität zu ſichern, 
die Demarkationslinie mag nun gezogen werden, oder nicht. Ich wundre mich 
über den Eifer, welchen heute die rechte Seite für die deutſche Einheit zeigt; ich 
begrüße dieß als ein Zeichen, daß dieſelbe nicht mehr von den Vertretern ein⸗ 
zelner Länder gefährdet werden wird. Aber nehmen Sie nicht blos Beſchlüſſe 
aus Frankfurt an, welche Ihrer Anſicht entgegenkommen. Miniſter Eich⸗ 
mann leugnet, daß die Aufnahme deutſcher Kreiſe des Großherzogthums in 
das deutſche Reich nur eine proviſoriſche ſei. Vielmehr habe ſchon der hierin 
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völlig kompetente Bundestag hierüber definitiv beſchloſſen, und jetzt bleibe nur 
noch die nähere Beſtimmung der Demarkationslinie vorbehalten. Die Regie⸗ 
rung habe ſchon früher über Poſen in dieſer Verſammlung Erklärungen gege⸗ 
ben, welche damals keinen Widerſpruch gefunden. Kant, i 
N Gr. Cieszkowski, als faktiſche Berichtigung: Die Einverleibung eines 
Theils des Großherzogthums Polen in den deutſchen Bund ist zwar allerdings 
auf Antrag der dieſſeitigen Regierung in Frankfurt beſchloſſen worden, allein 
über dieſen Gegenſtand haben nicht bloß die Frankfurter und die hieſtge Ver⸗ 
ſammlung miteinander zu pacisciren, ſondern auch die Einwohner des Groß⸗ 
herzogthums, und die Mächte, welche an den Wiener Verträgen Theil genom⸗ 
men, find zuzuziehen. Es wird dabei Rückſicht genommen werden müflen auf 
den Proteſt vom 9. Juni durch eine weſtliche Macht, und auf die Erklärung 
einer öſtlichen Macht, wonach dieſelbe mit der deutſchen Centralgewalt ſo lange 
in freundlicher Beziehung bleiben will, als dieſe ihre Herrſchaft nicht mit Ge⸗ 
walt über die bisherigen Grenzen auszudehnen ſucht. Ueber alles dies ſollte 
der Miniſter des Auswärtigen uns aufklären. — Der Miniſter des Aus⸗ 
wärtigen: Die Beſchlüſſe vom 2. Mai waren nur eine Uebereinkunft zwi⸗ 
ſchen den Regierungen des Bundestags. Die ſpäteren Verhandlungen der Frank⸗ 
furter Verſammlung über ihre Beſtätigung erfolgten auf Grund der von den 
Provinziallandtagen gemachten Anträge und ſonſtiger vielfacher Petitionen. Die 
Wiener Verträge garantiren dem Großherzogthum Poſen keineswegs territoriale 
Selbſtſtändigkeit, ſondern verordnen nur, daß es an den König von Preußen 
ſo zurückfallen ſolle, wie er es vorher beſeſſen, alſo lediglich als eine Provinz. 
Die bei Beſitznahme der Provinz erlaſſene Anſprache iſt offenbar nur an die 
Polen gerichtet, und handelt nur von nationalen Verhältniſſen der Einwohner, 
nicht von Territorialverhältniſſen. Endlich zeugt auch der Umſtand, daß einige 
Kreiſe des Großherzogthums zu adminiſtrativen Zwecken davon abgetrennt wer⸗ 
den konnten, dafür, daß Poſen nichts Anderes iſt, als eine Provinz. — 
Wachsmuth berichtigt faktiſch: Das Phillipsſche Amendement wolle nicht 
nur, wie v. Berg zu meinen ſcheine, nationale Rechte, ſondern auch territo— 
riale den Bewohnern Poſens gewähren, nur ſo rechtfertige ſich auch feine Stel= 
lung zu Artikel 1. Er, der Redner, habe dies bemerken müſſen, weil er und 
„feine Freunde deshalb gegen das Amendement ſtimmen würden. — D' Eſter 
berichtigt faktiſch: Die erſt im Juni beſtimmte Demarkationslinie habe ſelbſtre⸗ 
dend nicht, wie der Miniſter des Auswärtigen behauptet, bei den Frankfurter 
Beſchlüſſen vom April und Mai zu Grunde gelegt werden können. — Der Mi⸗ 
niſter des Auswärtigen: Meine Stellung beim Bundestage hat mir von 
dieſen Verhältniſſen die genaueſte Kenntniß verſchafft. Am 22. April bean⸗ 
tragte ich, einem erhaltenen Auftrage gemäß, die Aufnahme mehrerer Poſener 
Kreiſe mit einer Geſammtzahl von, wie ich glaube, 390,000 Einwohnern in 
den deutſchen Bund. Der Antrag wurde einſtimmig angenommen. Einige 
Tage ſpäter, am 2. Mai, erhielt ich den Auftrag, die Aufnahme noch eines 
kleineren Theils mit etwa 270,000 Einwohnern zu beantragen, und auch dieß 
geſchah mit Erfolg. Damals war aber bereits eine vorläufige. Demarkations⸗ 
linie gezogen, die im Juni nur noch näher feſtgeſtellt wurde. v. Liſiecki, als 
ſaktiſche Berichtigung: Die Angaben des Miniſters des Auswärtigen enthalten 
zwei Unrichtigkeifen. Einmal hat auf dem Poſener Provinzial⸗Landtage nur 
eine Minorität von 9 Stimmen gegen 17 für die Einverleibung ſich erklärt, 
dann aber waren auch mehr als 100,000 Petenten dagegen, und dieſer Peti⸗ 
tionen iſt nicht Erwähnung geſchehen. 
Der Miniſter des Auswärtigen entgegnet, er habe von Poſen und 
Weſtpreußen geſprochen, und der Provinzial-Landtag der letztgenannten Pro⸗ 
vinz habe für die Einverleibung ſich erklärt. Gr. Cieſzkowski als faktiſche 
Berichtigung: Es iſt bereits erwähnt, daß der Poſener Provinzial⸗Landtag 
gerade das Entgegengeſetzte von dem beantragt hat, was der Herr Miniſter be⸗ 
hauptete, er nahm aber Rückſicht auf die Minorität, was der Weſtpreußiſche 
Landtag nicht that. Uebrigens hat die Arntzſche Nede bereits gezeigt, daß es 
ſehr zweifelhaft iſt, ob die Wiener Verträge nicht dem Großherzogthum Selbſt⸗ 
ſtändigkeit garantiren, und in einem ſo zweifelhaften Falle wäre es wohl beſſer, 
das Größere zu gewähren. nn 
Bauer (Krotoſchin) berichtet faktiſch: Wenn in Poſen Deutſch gleichbe⸗ 
deutend ſei mit Evangeliſch, und Katholiſch gleichbedeutend mit Polniſch, ſo ſei 
das die Folge der Corruption und des Parkeihaſſes, nicht aber die Schuld der 
Regierung, welche für die Katholiken Kirchen und Schulen gebaut habe. Som 
mer für den Abtheilungsbericht: Die Verträge von 1815 gewähren Poſen kein 
Recht auf ſelbſtſtändige Verfaſſung, auch find fie aufgehoben. Hier kommt es 
nur auf die Verhältniſſe feit dem März an. Die Kabinetsordre dom 24. März 
war zu weit gegangen, man hat die verderblichen Folgen ſpäter durch die be⸗ 
antragte Aufnahme in den deutſchen Bund zu befeitigen geſucht. Am empfehlens⸗ 
wertheſten iſt das Amendement Auerswald, nach ihm der Entwurf. Das con⸗ 
feſſtonelle Element iſt auf bedauerliche Weiſe hineingemiſcht worden. Ich bin 
guter Katholik, und räume Niemandem in dieſem Saale das Recht ein, ein 
beſſerer zu fein, aber ich bin der Meinung, daß man nicht auf Fehler der 
Regierung zurückgehe, die in den letzten Jahren nicht mehr ſtattgefunden ha- 
ben. (Bravo.) A 
Hierauf wird der von Pelzer beantragte Schluß unterſtützt. Pelzer 
für denſelben, weil der Gegenſtand erſchöpft ſei. — Scholz (Meſeritz) dagegen. 
Die Debatte beginnt zwar bereits langweilig zu werden, doch würde man, wenn 
fie jetzt durch den Schluß abgeſchnitten würde, jede andere Gelegenheit benützen, 
um fie wieder aufzunehmen, wie wir ja ſogar bei der Diskuſſton über die Bür⸗ 
gerwehr geſehen haben, daß man hiſtoriſche Notizen aus der Polniſchen Geſchichte 
Schleſtens hineinmiſchte. (Ruf: gegen den Schluß! Der Präſtdent erinnert den 
Redner, daß er nur gegen den Schluß zu ſprechen habe.) Auch wir Deutſche 
des Großherzogthums müſſen unfere Beſchwerden noch weiter erörtern können. 
(Ruf: Nicht ableſen!) Der Redner entgegnet, indem er das in ſeiner Hand 
befindliche Papier der Verſammlung hinreicht: „Wollen fle dies leſen, das iſt 
keine Rede!“ Dann fährt er fort: Es iſt ferner noch zu erörtern, wie z. B 
in Betreff der Cenſur die Polniſche Literatur beſſer geſtellt war, als die Deut⸗ 
ſche, da bei jener beſondere Polniſche Cenſoren fle freifinniger ausübten. Es 
muß auch erörtert werden, woher es kommt, daß die in der Nähe der Polen 
wohnenden Deutfchen keine Sympathieen für ſie haben. (Da der Redner im⸗ 
mer wieder in das in feiner Hand befindliche Papier ſieht, entſteht wiederholt 
Lärm und Gelächter.) Man hat an Ladislaus Tarnowski erinnert, aber fetzt 
giebt es unter den Polen keine Tarnowski's mehr. (Der Lärm wird immer 
größer, man macht wiederholt geltend, daß der Redner nur gegen den Schluß 
zu ſprechen habe, und diefer muß endlich die Tribüne verlaſſen.) — Heyne 
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Auch fein Wahlkreis, der Inowraclawer, 


als ſaktiſche Berichtigung: In der Cabinetsordre vom 24. März war des Netz⸗ 


diſtrikts keine Erwähnung geſchehen, und in der dem General v. Williſen er⸗ 


theilten Inſtruktion vom 3. April hieß es ausdrücklich, die Reorganiſation ſolle 
mit Berückſichtigung der Nationalitäten erfolgen. Ich ſelbſt begab mich damals 
nach Poſen, und der General v. Williſen erklärte mir am 5. April, daß (die 
Königl. Cabinetsordre ſich nicht auf den Netzdiſtrikt beziehe, dieſer vielmehr bei 
Weſtpreußen bleiben ſolle. Dies und die Cabinetserdre vom 14. April beru⸗ 
higte die aufgeregten Gemüther, ſonſt hätten die Einwohner des Diſtrikts mit 
bewaffneter Hand eine Lostrennung bewirkt. Der Culmer und Michelauſche 
Kreis wurde allerdings 1466 an Polen abgetreten, aber ſchon 1474 als beſon⸗ 
dere Provinz behandelt. Der Netzdiſtrikt gehörte urſprünglich zu Pomerellen 
und war ächt Deutſch. Bekanntlich waren die Deutſchen Ritter durch Conrad 
von Maſovien ins Land gerufen, fie brachten dorthin Deutſche Cultur, und die 
Reorganiſation wird daher auf dieſe Diſtrikte nicht auszudehnen ſein. Endlich 
muß ich noch die Deutſchen Beamten gegen die vielfachen Angriffe in Schutz 
nehmen, die fie keineswegs verdienen, vielmehr ſchützten fie ſogar in vielen Fäl⸗ 
len die Polen gegen das aufgebrachte Volk. — Kaliski berichtigt faktiſch: 


uud. Be ehöre zum Netzdiſtrikt. P 
ral v. Williſen habe dorthin einen Commiffarius . e 


gentliche Deutſche, ſondern ſogenannte Netzbrücher, hätten es zu verhindern ge⸗ 
wußt. — Geh ler bemerkt faktiſch: in einer von 56 Wahlmännern feines Kreis 
ſes unterzeichneten Adreſſe werde ſchleunige Feſiſtellung der Demarkationslinie 
gewünſcht. — Kaliski bemerkt dagegen: bereits im April fei mit 32,000 Uns 
lerſchriſten dagegen proteſtirt worden, jetzt geſchehe daffelbe in einer mit 24,000 
Unterſchriften bedeckeen Petition. 

Hierauf wird der Schluß mit 185 gegen 149 Stimmen angenommen. 
— Berichterſtatter Lüdicke iſt gegen alle Amendements, weil man nur die be⸗ 
ſtehenden Zuſtände ins Auge zu ſaſſen habe, und namentlich das Phillips ſche 
Amendement hier nicht an der rechten Stelle ſei. — Geßler nimmt ſodann 
fein Amendement zurück, indem er dem v. Auers waldſchen ſich anſchließt. 

Zur Abſtimmung kömmt zunächſt das Amendement v. Auers wald's. 
Es lautet: „Die hehe Verſammiung wolle beſchließen, in dem Art. 1. ſtatt der 
Worte: „„in ihrem gegenwärtigen mfange“““ die Worte: „„ſo weit fir zu 
Deutſchland gehören““ aufzunehmen,“ — und wird verworfen. — Dar⸗ 
auf folgt Art. 1. des Commiſſtonsentwurfs lautend: „Alle Landestheile der 
Monarchie in ihrem gegenwärligen Umfange bilden das Preußiſche Staatsge- 
biet.“ — Wird angenommen. — Sodann wird über das Brodowskiſche 
Zuſatz-Amendement abgeſtimmt. Es lautet: „Das Großherzogthum Poſen, 
als ein durch die Wiener Congreß⸗Akte vom 9. Juni 1815 vom ehemaligen 
Herzogthum Warſchau abgegrenzter und mit der Preußiſchen Krone vereinigter 
Polniſcher Landestheil erhält dieſelben in gegenwärtiger Verfaſſungs⸗Urkunde 
enthaltenen konſtitutionellen Rechte als Grundlage feiner nationalen Inſtitutio⸗ 
nen, welche ihm ſowohl durch jenen ſtaatsrechtlichen Vertrag, als auch durch die 
Königl. Verheißungen von 1815 und durch die Cabinetsordre vom 24. März 
d. J. zugeſichert worden ſind. Wird verworfen. 

Darauf folgt die Abſtimmung über das Phillips ſche Zuſatz⸗Amendement, 
welches lautet: „Den Bewohnern des Großherzogthums Pofen werden die ihnen 
bei der Verbindung des Großherzogthums Poſen mit dem Preußiſchen Staat 
eingeräumten beſonderen Rechte gewährleiſtet. Ein gleichzeitig mit dieſer Ver⸗ 
faſſungs-Urkunde zu erlaſſendes organiſches Geſetz wird dieſe Rechte näher feſt⸗ 
ſetzen.“ — Die Zählung ergiebt 177 Stimmen dafür, 174 dagegen, und in 
Folge deſſen beantragen die Abg. Geßler, Brill, Heyne, Peterſen und 
Peltzer namentliche Abſtimmung. Bei dieſer ſtimmten unter Andern mit Ja: 
Brodowski, Gr. Cieſzkowski, v. Liſiecki, v. Lipski, v. Potwo⸗ 
rowski, v. Pokrzywnicki, v. Radonski, Szumann, Taczanowski, 
v. Zoltowski. — Unter den mit Nein Stimmenden befanden ſich: Bauer 
(Krotoſchin), Geßler, Heyne, Marczynomwsti, Seeger, Scholz 
(Meſeritz). Zwei Abgeordnete (Packeiſer und Stiller) enthielten ſich der 
Abſtimmung. 

Nachdem die Bekanntmachung des Reſultats der Abſtimmung mehrmals 
von der Linken verlangt worden, giebt es der Präſident dahin an, daß das 
Amendement mit 164 gegen 157 Stimmen verworfen ſei, wobei 79 Abgeordnete 
gefehlt hätten. — v. Berg als factifhe Berichtigung: Als Beweis, wie es bet 
dieſer Abſtimmung zugegangen, mag dienen, daß der Abg. Riebe, welcher beim 
Namensaufruf mit Ja geftimmt, während des Stimmzählens durch die Se— 
kretaire mit einem Deutſch-Poſener Abgeordneten auf das Bureau gekommen 
iſt und erklärt habe, er wolle ſeine Abſtimmung in Nein umändern. Ein 
Schriftführer beſtätigt dies mit dem Bemerken, daß es jedem Abgeordneten 
freiſtehe, bis zur Bekanntmachung des Reſultats ſeine Stimme zurückzunehmen. 
Schriſtführer Plönnies erklärt: die Schriftführer könnten nur aufnehmen, 
was ihnen geſagt werde, ohne über die Zuläſſtigkeit zu urtheilen. Riebe 
meint: ihm ſei die ganze Sache unerklärbar geweſen, er habe daher von Col⸗ 
legen ſich aufklären laſſen und darnach fein Votum abgeändert. — Der Prä⸗ 
ſident ſpricht ſeine Meinung dahin aus, daß nur das zuerſt abgegebene Vo⸗ 
tum gelten könne. v. Daniels ſtellt hierauf den Antrag: „Die hohe Verſamm⸗ 
lung wolle beſchließen, daß der Abgeordnete Riebe wohl das Recht gehabt habe, 
ſeine Abſtimmung zu ändern.“ — Der Präſident erklärt: er werde beide 
Anträge an die Prioritätskommiſſion verweiſen, ihm aber erſcheine es vecht und 
billig, daß, wenn ein Abgeordneter nach einer Viertelſtunde umgeſtimmt wor⸗ 
den, deſſen zweite Abſtimmung nicht gelten könne. (Brass links.) — v. Meu⸗ 
ſebach zur Geſchäftsordnung. Er verlangt A 1 Entſcheidung, iudem er 
ſich auf einen Präcedenzfall beruft, in welchem über die Zuläſſigkeit eines An⸗ 
trags auf namentliche Abſtimmung auch gleich entſchieden und die Verweiſung 
an die Prioritätskommiſſton abgeſchlagen worden ſei. Die Geſchäſtsordnung 
enthalte hier eine Lücke und der Präſtdent habe feine Anſicht gewechfelt. — Der 
Präſident entgegnet: er habe von Hauſe aus ſo entſchieden wie jetzt, und auch 
dem Abg. Behnſch gegenüber daſſelbe erklärt. Er bleibe bei ſeiner Meinung 
ſtehen, zumal der Abg. Riebe ſich nicht etwa blos verſprochen habe, ſondern 
nach feiner eigenen Aeußerung inzwiſchen anders überzeugt worden ſei. Die 
Anträge werden an die Prioritätskommiſſton gewieſen werden. Die Abſtimmung 
über das Rich terſche Amendement wird bis zum Donnerſtag vertagt. 2 

Schluß der Sitzung 34 Uhr. — Nächſte Sitzung: Dienſtag den 4, 
Vormittags 9 Uhr. 
Druck u. Verlag von M. Decker & Comp. Verantwortl. Redaeteur: C. Senfel, 
a. Mit einer Beilage.) 
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Berlin, den 23. Ott. Der König hat au den Oberſt unſerer Pa 
wehr ciue vom Mini maun gegeugezeichnete Cabinetsordre erlaſſen, in wel⸗ 
daß die Ba Ereig⸗ 
cher es ausgeſprochen wird, daß die Bürgerwehr bei den beklagenswerthen 
niſſen des 16. ſich würdig gezeigt habe ihres Berufes, ihrer Pflicht und der Ehre, 
die ihr zu Theil geworden, Thron und Geſetz zu ſchützen. Der König ſpreche hie⸗ 
für feinen anerkennenden Dank aus und thue dies mit der ſchönſten Hoffnung 
für die Zukunft. Dieſe Gabinersorbre läßt der „demokratiſche Bürgetwehr⸗ 
Lerein“ in einem Maueranſchlag abdrucken und fügt dann hinzu, er weiſe dieſen 
Dank mit Entſchiedenheit zurück, denn es ſei unzweifelhaft, daß er Geſinnungen 
entſpringe, die nicht volksthümlich ſeien und die nicht in der Revolution wurzelten. 
Es giebt Richtungen und Menſchen, die laſſen nichts unangefochten, und ſtiege 
der Herrgott ſelber vom Himmel herab. Der König dankt der Bürgerwehr, das 
wird getadelt. Hätte er nicht gedankt, ſo würde er noch mehr getadelt worden en 
Und wer tadelt den König für den der Bürgerwehr gezollten Dank? Ein Verein, 
der ſich ſelber Burgerwehrverein nennt, aber mit dem bekannten und ſo arg ge— 
miß brauchten Zuſatz: demokratiſch. Daß dieſer Ausdruck in vielen Vereinen nur 
als Deckmantel für republikauiſche Tendenzen gilt, iſt bekannt. Und freilich, 1205 
einem „ republitaniſchen“ Bürgerwehrverein iſt es zu erwarten, daß er eines Königs 
Dank angreifen werde, er möge ſein, von welcher Art er wolle. 

* Breslau den 23. Oktober. Wir holen zuvörderſt nach, was ſich ſeit 
unſerm legten Berichte zugetragen hal. Die Verhaftung des Dr. Borchardt 
bat nachträglich eine nicht unerhebliche Aufregung hervorgerufen. Letztere iſt 
dadurch ſehr vermehrt worden, daß die vom Juſtizrath Gräff als Vertheidiger 
Borchardts beim Kriminalſenate des hieſigen Oberlandesgerichtes eingereichte 
Beſchwerde durch einen, wie es beißt, einſtimmigen Beſchluß zurückgewieſen 
worden iſt. Rur mit großer Mühe if es einflußreichen, beim Volke ſehr be⸗ 
liebten Männern gelungen, die ſehr erregte Maſſe zu beſchwichtigen und von 
Gewaltmaßregeln abzuhalten. Das Anger-Bataillon, der deutſche Volksvetein 
(Borchardt iſt Mitglied beider), der demokratische Haupt Verein, der Land⸗ 
wehrverein, der Arbeiter-Verein haben cine Sturmpetition an die Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung beſchloſſen, in welcher die Freilaſſung der politiſchen Gefan⸗ 
genen, Geſchwornengerichte, Oeffeutlichkeit und Mündlichkeit des Strafverfah⸗ 
rens, ſo wie ein zeitgemäßes Strafgeſetz für politiſche Verbrechen verlangt wer 
den. Die Adreſſe iſt hier bereits mit taufenden von Unterſchriften bedeckt, und 
geht zur weiteren Unterzeichnung eben in die Provinzen. Dr. Borchardt ſelbſt 
hat ſich in einer Beſchwerde an den Juſtzminiſter gewendet und erklärt, daß er 
bis zur Einführung von Geſchwornen-Gerichten jede Einlaſſung vor dem Inqui⸗ 
ſitions⸗Richter ablehnen werde, und das zwar auf die Gefahr hin, auf lange 
Zeit ſeiner perſönlichen Freiheit beraubt zu werden. Einzelne Mttglieder des 
Inquiſitoriates haben, wie man ſich erzählt, erklärt, daß fie nur mit blutendem 
Berzen dem leider noch nicht aufgehobenen alten Geſetze Geltung verſchafften. 

In Bezug auf die obſchwebende Frage über die Zuläſſigkeit „des Wider⸗ 
zufes eines Mandales für die National⸗Verſammlung und Reichsverſammlung“ 
(in Frankfurt) Ne u der iefige peutiibe Soligrarein eine Adreſſe 

a ere ger 3 U r n EE unte 
e che er nee De deutſchen ee Zus 
rückberufung feiner Vertreter für die gegenwärtige konſtitutrende Verſamm⸗ 
lung zuerkennen und durch ſofortigen Erlaß eines Geſetzes hierüber die Gren⸗ 
zen, innerhalb deren daſſelbe ausgeübt werden ſolle, feſtſtellen möge.“ 

Am 2lſten d. Mis. Nachmittags fand im blauen Hirſche die Vorver⸗ 
ſammlung der zum zweiten ſchleſiſchen Provinzial-Demokra⸗ 
ten-Kongreß abgeſchickten Depulirten ſtalt. Dr. Engelmann präſi⸗ 
dirte. Vertreten waren 45 Vereine. 

Ueber die Art der Abſtimmung entſpann ſich eine ſehr lebhafte Debatte. 
Es wurde beſchloſſen, nach Vereinen abzuſtimmen. Die Unausführbarkeit die⸗ 
ſer Abſtimmungsart bei formellen Fragen veranlaßte Annahme eines Amendes 
ments Hoyalls, daß in der Regel nach Kopfzahl und nur dann, wenn 7 
Stimmen es verlangen, nach Vereinen durch Aufruf, wobei jeder Verein nur 1 
Summe habe, abgeſtimmt werden ſollt. Zum Präffdenten für den Kongreß 
wurde Dr. Aſch, zu Vicepräſidenten wurden Dr. John und Dr. Kuhnert, 
zu Sefretairen Schneider, Dellbrück, Neyde, Mätzel, gewählt. Mit 
23 gegen 22 Stimmen, wobei die Stimme des Arbeiter-Vereins, von dem der 
Borfigende A ſ ch deputirt war, den Ausſchlag gab, wurde die unbedingte Oeffent⸗ 
lichkeit ausgeſchloſſen; es wurde ferner angenommen, nur den Clubbmitgliedern 
bieſiger demokr. Vereine und der Provinz gegen Vorzeigung ihrer Karte, und 


den Zeitungs-Neferenten, mit Ausſchluß der schl . Zei 
Maßgabe der Räumlichkeit zu . ſchleſiſch. Zeitung, den Zutritt nach 


ei der Vorverſammlung wurde Sei huti 

riſche Takt vermißt. Die Syn was fehr uni Kanten Ber Barlanıentas 

Am ens 9 Uhr wurde der Congreß ſelbſt eröffnet; noch 5 Deputirte 
traten zu. Diſſentirende Vota über den Ausſchuß der unbedingten Oeffentlich⸗ 
keit gingen ein, vom deutſchen Volksverein, v. Trebnitz, Hainau und Goldberg 
Der Provinzial-Ausſchuß ernattete Bericht über feine Thätigkeit und Erfolge, 
veel eine am 21. ernannte Revifions-Commiffion. — Cine aus 7 Paragra⸗ 
deren delichende Finanz⸗Vorlage de ron Ausſcuſſes wurde verworfen und an 
verpſüchten angenommen, daß jeder! . der ſich der Centraliſation anſchlieht, 
zahlen. gi monatlich 9 Voraus zu beſtimmenden Beitrag zu 
Es wurde n n — Kopf der Vereins = Mitglieder. 
flellen. — Es mfen, beim Provinztal⸗Ausſchuß einen Regiſtrator anzu⸗ 
Eine aus 5 Perſon een im Laufe der Sitzung 28 Anträge eingegangen. — 
J Rubriken als: dringanedende Prioritäts-Commiffion ſonderte die Anträge in 
ſten die Anträge betreffend d. momentan dringlich — nicht dringlich; zu der ers 
Adreſſen, zur dritten Prinzie Organiſation und Propaganda, zu der zweiten 

Zur Berathung kam die do gen Br; legte Vezi 
theilung Schleſtens Behufs Org Provinzial⸗Ausſchuß vorgelegte ezirks⸗Ein⸗ 
treffende Vorlage aus 9 Paragraphen n der demokratiſchen Vereine. Die bes 
dem Provinzial⸗Ausſchuß überlaffen, Wurde angenommen und die Ausführung 


' Es 20 Bezirk 
beſtehend aus 2 oder mehreren reifen, Abdi Dante ante AGiertehjahre wg: 


Poſener Zeitung. 


len die betreffenden Vereine einen Bezirksvorſteher und Sekretär nebſt e Stellver⸗ 


den 26. Oktober 1848. 


tretern. Zweck: Begründung neuer Vereine und lebendige Vermittelung unter 
den Bezirks⸗Vereinen. — Die Prüfung der Gemeindeordnungsentwürfe der 
Regierung und der Linken wurde nicht beliebt; es ward vielmehr beſchloſſen, 
dies den einzelnen Vereinen zu überlaffen, und dieſe Bebufs Abſendung einer 
Monſſer⸗Pelition an die ee zur ſchleunigen Verichterſtat⸗ 
tung an den Provinzlal-Ausſchuß zu verpflichten. 

7 1 ſtund: Adreſſe an die Wiener. Das Refultat einer 
ſehr ſtürmiſchen durch die Zeitverhäliniſſe begünſtigten Debatte, die manchen 
völlig unausführbaren Antrag vernehmen ließ, war Erlaß einer Adreſſe an die 
National-Verſammlung in Berlin mit dem Antrage: daß eine Intervention 
preufifher Truppen in der Wiener Angelegenheit auf keine Weiſe ſtattſinden 
ſolle, daß es Preußens Sache ſei, im Intereſſe der deutſchen Stämme Oeſter⸗ 
reichs, gegenüber den Herrſchersgelüſten der Slaven die geſetzliche Freiheit der 
deutſchen Bevölkerung Oeſterreichs gegen gewaltſame Reaktion zu wahren. 

In Betreff der Beſchickung des Berliner Provinzial-Congreſſes wurden 


die bereits von den Vereinen erwählten Deputirten verleſen, und es erging die 


Aufforderung, dieſen zur Vertretung der Provinzial⸗Vereine Mandate zu ge⸗ 
ben. Schließlich iſt zu bemerken, daß die durch die Borch ardtſche Angelegen⸗ 
heit hervorgerufene Adreſſe des deutſchen Volksvereins vom Provinzial⸗Congreſſe 
angenommen, und fofort in die Provinz zur Unterſchrift befördert wurde. Heut 
wird der Congreß fortgeſetzt. (Correſpondenz-Bureau.) 

Breslau, den 23. Okt. Die Lage der Dinge in Wien hat ſich nicht weſent⸗ 
lich geändert. Der Reichstag wie die Behörden Wiens laſſen es nicht an Anſtrengungen 
fehlen, eine friedliche Löſung herbeizuführen. Der Erzherzog, an den am 20. eine 
Deputation des Gemeinderaths nach Frankfurt abgegangen ift, dürfte die Vermittler— 
rolle übernehmen. Als Bedingungen der Verſöhnung, wie fie vom Kaiſer geſtellt 
worden ſein ſollen, werden in Wien genannt; Entwaffnung der ſeit dem 6. Okt. 
Bewaffneten, Auflöſung der akademiſchen Legion und vorläufiger Schluß der Uni⸗ 
verſität. Ebendaſelbſt wurden die Gemüther neuerdings durch verſchiedene Gerüchte 
in Spannung erhalten. Nach dem einen ſoll in Olmütz auf den Kaiſer geſchoſſen 
und dadurch der Erzherzog Franz Karl verwundet worden ſein; nach dem andern 
waren die Ungarn bereits wieder im Vordringen gegen Jellachich begriffen; nach 
dem dritten ſollte ein Miniſterium Windiſchgrätz-Stadion gebildet werden. Von 
den heute Nachmittag hier angefommenen Reiſenden, welche Wien den 22. Abends 
verlaſſen haben, wird überdies erzählt, daß ſäwmtliche kaiſerliche Gebäude und 
ſelbſt die Hofburg mit Pulver angefüllt ſelen, um beim erſten Schuſſe, der von 
den Truppen des Fürſten Windiſchgrätz in die Stadt falle, dieſelben in die Luft 
zu fprengen. Auch die Studirenden Wiens haben eine Deputation an den Kaiſer 
gefandt. Dagegen iſt eine ſolche von Seiten der ungariſchen Regierung nicht ab⸗ 
gegangen. 


Frankfurt a. M., den 20. Okt. Die O.-P.-A.-Z. enthält in ihrem amtli⸗ 
chen Theile nachſtehende Kundmachung: „Da mit dem heutigen Tage das Geſetz 
vom 10. d. M. zum Schutze der verfaſſunggebenden Deutſchen Reichs⸗Verſammlung 
und der Beamten der proviſoriſchen Centralgewalt in der ganzen Umgebung von 
Frautfurt in Kraft getreten iſt, wird der Belagerungszuſtand der Stadt Frankfurt 
hiermit für aufgehoben ertlärt. Uebrigens wird das Meichs⸗Miniſterium alle jene 
Maßregeln, die es für die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung und der öffent⸗ 
lichen Sicherheit am Sitze der Reichs⸗Verſammlung für nöͤthig erachtet, in ihrem 
vollen Umfange fortbeſtehen laſſen. Frankfurt a. M., den 20. Ott. 1848. Der 
Reichs-Miniſtet des Innern. Schmerling. Dr. Radermacher. 


Wien, den 21. Oct. Die wichtigste Begebenheit während der letzten 24 
Stunden iſt eine Zuſchrift, die Meſſeuhauſer und der Studenten-Ausſchuß von 
der ungar. Armee erhalten haben, in welcher dieſelbe anzeigt, daß ſie wiederum 
gegen Jellachich aufbreche. Der Commandant leitet das betreffende Plakat damit 
ein, daß die Unterſchriften als ä cht erſcheinen; wit beguügen uns damit, zu glauben, 
daß die Unterſchriften ächt ſcheinen. Einen Grund für die noch einmal 
veränderte Beſtimmung weiß hier Niemand anzugeben. Vielleicht iſt dieſe Zuſchrift 
ein Put ſch. — Unſere Straßen gewinnen wiederum ein friedliches Aus 
ſehen. Die bisher permanent geweſenen Barrikaden werden aufgeriſſen und das 
Straßenpflaſter wird regelmäßig und dauerhaft reſtaurirt. In Folge eines Com⸗ 
mandobefehls wird die innere Stadt von den unnützen Communikations⸗Hemmungen 
und den läſligen Geldſammlungen bei den Barrikaden befreit. — Zwei Adreſſen 
des Gemeinderaths werden durch Plakate dem Publikum mitgetheilt; die eine 
iſt an den Kaiſer, die andere an den Erzherzog Johann durch eine Deputation 
abgeſendet worden. — Meſſenhauſer hat den Fürſten Windiſchgratz aufgefordert, 
die Zufuhr frei zu geben. Sonſt müſſe er gegen den Bruch der Verfaſſung und 
die Hervorrufung von Feindſeligkeiten proteſtiren. — 

— Der Gemeinderath der Stadt Wien hat in feiner Plenarfigung vom 19. 
Oktober die Abſendung einer Deputation an den Erzherzog Johann beſchloſſen, 
welche am 20ſten d. M. abgegangen iſt und eine Adreſſe zu überreichen hat. Wir 
entlehnen derſelben folgende Stellen: Ew. Kaiſerl. Hoheit ſind Bürgerfreund. Es 
ift die bürgerliche Ordnung in Wien geftört, es iſt theilweiſe das Recht der Bürger 
verletzt worden, fie wieder herzuſtellen; feine Thaͤtigkeit iſt gelähmt. Wenden Ew. 
Kaiſerl. Hoheit von dem hohen Standpunkte, auf welchen Sie das Vertrauen der 
Deutſchen Männer berief, Ihren Blick auf jene Stabt, welche auch die Wiege der 
Deutſchen Freiheit war. Sie iſt ſchwer bedroht in den iunerſten Räumen ihres einſt 
ſo fröhlichen Lebens. Das Wort, der Rath Ew. Kaiſerl. Hoheit iſt von hoher Be- 
deutung in der Kaiſerl. Burg, wie im Frankfurter Parlament; Europa blickt auf 
Sie und ehrt Ihr Handeln, ehrt Ihre Veſchluſſe. Verwenden Sie Ihren ſchützeuden 
Einfluß für Ihre zweite Vaterſiadt, für die Monarchie Ihrer Ahnen, unterftügen 
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Sie mit Ihrem gewichtigen Einfluß die Bitten, welche die Bürger Wiens ihrem 
Kaiſer vorzutragen ſich gedrungen fanden. Ihr Andenken wird in Oeſterreich nie 
erlöſchen, und Ihr Ruhm, zum neuen Deutſchen Reich den Grundſtein gelegt zu 
haben, verherrlicht werden durch die nicht minder bedentungsvolle That, Oeſter⸗ 
reich und Wien Freiheit und Friede zurückgegeben zu haben. Vom Gemeinderathe 
NE Wien, den 20. Oktober 1848. 

Preßburg, den 24. Okt. Am 19. d. iſt der Befehl hier angekommen, daß 
die Ungariſche Armee, welche am 16. d. in das Oeſterreichiſche Gebiet eingerückt 
war, am 17, aber ſich ſchon wieder innerhalb der Ungariſchen Grenzen zurückge⸗ 
zogen hatte, alsbald bis in die Nähe Wiens vorrücken ſolle. Koſſuth wird hier er⸗ 
wartet, und unter ſeiner Führung wird es nun doch wohl zum Kampfe auf Oeſter⸗ 
reichſchem Boden kommen. — Die Ungariſche Armee hat geſiern wirklich die 
Oeſterreichiſche Grenze überſchritten, um den Wienern zu Hülfe zu kommen. Kot 
ſuth ſoll bereits auf dem Wege zur Ungariſchen Hauptarmee ſein; obwohl indeß 
dieſelbe nur 5 Stunden von hier ſteht, weiß man hier von ſeinem Eintreffen durch⸗ 
aus nichts Beſtimmtes. — Nachſtehendes Plakat iſt heute hier veröffentlicht worden: 
„Hört! Hört! Wir ziehen nach Wien! Einem Beſchluſſe des Repräſen⸗ 
tantenhauſes vom 17. Oktober 1848 zufolge hat die Ungariſche Armee den Feind 
auch auf Oeſterrreichiſchem Boden zu verfolgen. Der Feind muß vernichtet wer 
den, befände er ſich auch auf des Teufels Fluren. Unterlaſſen wir dies, fo fünnte 
der Räuberhäuptling durch neue Liſt unſer Vaterland bedrängen. Nur Vernich⸗ 
lung deſſelben ſchützt uns vor abermaligen Verſuchen. Alſo hebt eure ſtarken Arme, 
ihr tapfern Ungariſchen Krieger, und zermalmt den Feind. Vor Wien muß er 
fein Grab finden! Ich ziehe morgen von Peſth zu euch. Auf meinem Wege 
werde ich nicht ſäumen, das Volk für die gute Sache aufzumuntern. Ich will die 
Krieger Ungarns ſehen, mit der Nationalfahne voran, Ich will mich laben an dem 
Anblick, wie die tapfern Söhne Ungarns den Feind vernichten. Ich will euch im 
Namen des Vaterlandes dafür den Segen ertheilen. Alſo muthig vorwärts, um 
deu unſterblichen Ruhm Ungarns zu gründen. Mit uns geht Gott und die Ge⸗ 
rechtigkeit. N (Schleſ. 31g.) 

Ans land. 
Spanien. 

Madrid, den 14. Okt. Die kräftigen militairiſchen Maßregeln, welche die 
Regierung in Catalonien ergriffen hat, haben den Bewegungen daſelbſt fo entſchie— 
den entgegengewirkt, daß ſowohl die Republikaner, als die Montemoliniſten alle 
Hoffuung auf einen glücklichen Erfolg aufgeben. Namentlich hat in dem ſogenann⸗ 


ten Maceſtrazzo der Geu. Villolonga durch feine Energie es dahin gebracht, daß 
fi die JIuſurgenten in die flache Gegend zerſtreut haben. Cabrera iſt von den ver⸗ 


einten Colonnen des Oberſt-Lieut. Hove und des Oberſten Rios in den Gordilleren 


oberhalb S. Juau de Vallfogona (bei Cervera) gänzlich geſchlagen worden. Die 
Trabuceiros haben ſich zerſtreut, und die beiden Colonnen waren am 7. noch in 
der Verfolgung des Feindes begriffen. Cabrera hat bei dem Gefecht 10 Todte und 
30 Verwundete gehabt. In Granollers haben ſich wieder 7 Trabuceiros, junge 
Leute von 22 — 29 Jahren, die alle namentlich aufgeführt werden, mit ihren Waf⸗ 
Jen ergeben. In Barcelona ſind allein 15,000 Mann Truppen zuſammengezegen. 


Bekanntmachung. 
der Exekution ſollen 13154 Klaſtern 


in dem auf 
. den 23ſten November c. 


1 Rtlr. 1 Sgr. 1 P 


Hotel de Berlin 


in Poſen, Wilhelmstraße No. 3., vis-A-vis 
der Poſt und dem Landſchafts⸗Gebäude, Ecke 


Gba nf „hn lia fs | bee SE. 


Ju 9 almd (Mallorca) ſind 45,000. Piaſter zur Erhaltung der ſchönen und be⸗ 


rühmten Feſtungswerke angewieſen, deren Ausbeſſerung außer der Sicherheit des 


Platzes, auch vielen müßigen Händen Beſchäftigung giebt. 
[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 


Aus dem Kreiſe Samter. a 1 

Ein Artikel in der Beilage zu No. 237. dieſer Zeitung, d. d. Samter den 
7. Oktober, bedarf in einigen Punkten der Berichtigung, welche in Nachſtehen⸗ 
dem gegeben werden ſoll. Sag 

Der Landrath v. Haza ſtrich nicht feine Verdienſte um den Staat und 
beſonders um den Samterſchen Kreis heraus, ſondern er führte nur an, welche 
Ehrenämter ihm in feinem ehemaligen Verhältniſſe als Gutsbeſttzer zu Theil ge⸗ 
worden ſeien, um zu beweiſen, daß er früher das Vertrauen der Kreiseinſaſſen ge⸗ 
noſſen haben müſſe. Dies verloren zu haben, ſei ihm natürlich ſchmerzlich u. ſ. w. 

Was die ſofortige Berichtigung der vom Landrathe v. Haza angeführten 
Thatſachen durch den Juſtizkommiſſarius Ahlemann betrifft, ſo muß darauf 
entgegnet werden, daß Letzterer nur im Anfange des Vortrages einige ihn per⸗ 
ſönlich angehende Behauptungen widerlegte, ſpäter aber nicht wieder das Wort 
ergriff, auch lange vor dem Schluſſe die Verſammlung verließ. 

„Der Verſammlung fehlte im Allgemeinen jeder beflimmte Charakter, woher 
es ſich erklärt, daß fie gegen den Majoritätsbeſchluß den Fortgang nahm. Erſt 
nach jenem Beſchluſſe wurde man durch Hin- und Herreden darüber aufgeklärt, 
daß es ſich nur darum handle, die gegen den Landrath eingereichte Klage und 
deſſen Vertheidigung anzuhören, und ſich hieraus ein Urtheil zu bilden, deſſen 
Abgabe aber durchaus nicht verlangt werde; denn dem Landrathe liege zunächſt 
nur daran, in den Augen der Anweſenden gerechtfertigt zu erſcheinen. So ge⸗ 
ſchah es, daß ſelbſt Mehrere von Denen, welche gegen die Zulaſſung des Land⸗ 
rathes zu den Verhandlungen geſtimmt hatten, ſich zur Herleihung ihres Ohres 
bereit erklärten. Hierdurch dürfte wohl der dem Major de Rege gemachte 
Vorwurf einer Verhöhnung des Majocitätsbeſchluſſes widerlegt fein. 

Schließlich muß noch bemerkt werden, daß Alle, welche der Verſammlung 
bis zum Schluſſe beiwohnten, einſtimmig erklärten — und zwar nicht etwa geg 
den Landrath, ſondern im Privatgeſpräche gegen einander — fie hätten die feste 
Ueberzeugung gewonnen, daß man dem Landrathe v. Haza den deutſchen Kreis⸗ 
einſaſſen gegenüber wohl aus Irrthum, gewiß aber nicht aus böſer Abſicht be⸗ 
gangene Fehler in der Amtsführung vorwerfen könne, was um ſo bemerkens⸗ 
werther iſt, als von Hauſe aus die entgegengeſetzte Anſicht entſchieden vor⸗ 
herrſchend war. Ein deutſcher Gutsbeſitzer. 


N Cholera. 
Poſen, den 25. Oktober. Von geſtern bis heute ſind als an der Cholera 
erkrankt angemeldet 10 Perſonen, geſtorben 7. 


Marktberichte. Poſen, den 25. Oktober. 
(Der Schfl. zu 16 ME. Preuß.) 

Weizen 1 Rthlr. 23 Sgr. 4 Pf., auch 2 Rthlr. 3 Sgr. 4 Pf.; Roggen 
— Rtlr. 26 rg auch 1 Rthlr. 1 Sgr. 1 Pf. ; Gerſte 26 Sgr. SP. auch 
„ Hafer 16 Sgr. — Pf., auch 17 Sgr. 9 Pf. a en 
1 Rihlr. 1 Sgr. 1 Pf., auch 1 Rtlr. 5 Sgr. 7 Pf.; Erbſen 1 Rilr.! Sgr. 1 Pf., 
auch 1 Rtlr. 5 Sgr. 7 Pf.; Kartoffeln 8 Sgr. — Pf., auch 9 Sgr. — Pf. 
Heu zu 110 Pfd. 17 Sgr. 6 pf. auch 20 Sgr.; Stroh, das Schock 3 Nihlr⸗ 15 
Sgr., auch IN. — Sgr.; Butter das Faß zu 8 Pfd. 1 Rilr. 20 Sgr., auch 1 

Rtlr. 25 Sgr. ö uf | 
Poſen, den 25. Okt (Nicht amtlich.) Marktpreis für Spiritus pro Tonne 


. Doppelt raffiniertes Na l * 
in beſter Qualität, ſo wie tadelfrei re em⸗ 
pfiehlt billigſt Iſidor Appel jun., Waſſerſtr. 26. 


Feinen Zucker, à 5 Sgr. das Pfund, 


vor unſerm Exekutions-Inſpektor Herrn Acker⸗ 
mann angeſetzten Termine gegen gleich baare Bes 
zahlung an den Meiſtbictenden verkauft werden, wo⸗ 
zu Kaufluſtige hierdurch eingeladen werden. 
Pleſchen, den 17. Oktober 18ʃ8. i 
Königliches Land- und Stadt⸗Gericht. 
Der Richter Hantuſch. 


Preußische Rentenderſt cherungs ⸗Anſtalt. 


Bekanntmachung. f 
Indem wir nochmals darauf hinweiſen, daß die 
diesjährige Sammelperiode fiatutenmäfig am 2ten 
November e. geſchloſſen wird, machen wir zugleich 
bekannt, daß der Stand der diesjährigen Geſellſchaft, 
nach den bis heute eingegangenen Agentur-Abrech— 
nungen folgender iſt. Es find eingegangen: 
a) 1805 neue Einlagen mit 
einem Geldbetrage von 28,504 Thlr. 
p) an Nachtragszahlungen für 
alle Jahresgeſellſchaften 43,035 Thlr. 
Berlin, den 18. Oktober 1848. 

Die Direktion der Preußiſchen Renten⸗ 
Verſicherungs⸗Anſtalt. 
Brennholz⸗Verkauf. 

Ich verkaufe auf meinem Holzplatze Graben No. 5.: 

die Klaſter Vuchen⸗Kloben zu 5 Rihlr. 10 fgr., 
dio. Birken⸗Kloben- 4 25 
dio. Eichen⸗Kloben- 4 15 
dio. Elſen⸗Kloben = 3 20 
Das Holz iſt rode, gefund und ſtark klebig. ’ 
Pincus Miſch. 


der Friedrichsſtraße, 
in der lebhafteſten Gegend der Stadt, wegen ſeiner 
angenehmen Lage und der dabei beſtehenden 
Vade⸗Anſtalt 
beſonders empfehlenswert. Seit dem 1. Oktober c. 
habe ich das Hotel de Berlin übernommen, und das 
Möglichſte aufgeboten, dieſes ſeit vielen 
Jahren beſtehende Etabliſſement auf das Eleganteſte 
und Bequemſte neu einzurichten und am heutigen 
Tage eröffnet. Indem ich mich hierbei gehorſamſt 
empfehle, erlaube ich mir noch zu bemerken, daß en 
Table d’höte, fo wie a la Carte geſpeiſt werden 
kann, Letzteres zu jeder Tageszeit. — Für gut ein⸗ 
gerichtete Stallungen und Wagen-Remiſen iſt be⸗ 
ens geſorgt. 
„Dem geneigten Wohlwollen eines verehrten Pub⸗ 
likums mich nochmals beſtens empfehlend, verſichere 
ich bei rcellſter und promptefler Bedienung die mög⸗ 
lichſt billigſten Preiſe. 
Poſen, den 2]. Oktober 1848. 
Friedrich Oehmig, 3 
früher Oberkellner im Hotel de Bavière. 
a RT a EEE 


Dreißig bis vierzig Centner Hopfen verkauft 
Commiſſlonsweiſe \ 
die Eiſenhandlung von H. Cegielski 
in Poſen. 
Kugel⸗Akazien und andere Parkhölzer und Zier: 


ſträucher ſind in großer Auswahl zu haben bei 
a H. Barthold, Königefir. Nr. 6. u. 7. 


empfiehlt Iſidor Appel jun., Waſſerſte. 26. 


Schönen Reis verkauft für 2 Silbergroſchen und 
nicht für 4 Sgr. das Pfund S. Marcufe, 
Breiteſiraße No. 19. 


Bei dem Gärtner des hiefigen Verſchönerungs⸗ 
Vereins, Herrn Schmidt, in dem Chauſſechauſe 
an der Breslauer Chauſſte, find alle Sorten Obſt⸗ 
bäume, Kaftaniens und andere Bäume und Ziers 
ſträucher in großer Auswahl zu ſehr billigen Preiſen 
zu haben. 


Die Volks⸗Halle, Bergstraße No, 14., 
ladet heute Abend zum Karpfen, Haſen- und Gänſe⸗ 
Braten ganz ergebenſt ein. 


— —— — 
u Heute, Donnerſtag den 26. Okt. 
friſche DWurſt und Sauerkraut, und Tanz⸗ 
vergnügen, wozu ganz gegebenſt einladet 
J. Zimmermann, 
auf Columbia zum Feldſchlößchen. 


— ̃ — — ——- — 

Am 24ſten d. M. Vormittags iſt ein vergoldetes 
Armband in Schlangenform mit Granaten beſetzt, 
auf dem Gange Lindenſtraße, Neueſtraße, alten 
Markt, Breslauerfiraße, Vergſtraße zurück nach der 
Friedrichsſtraße Ro. 21. verloren gegangen, und wir 
der Finder gebeten, ſelbiges dort eine Treppe he 
gegen eine angemeſſene Belohnung abzugeben. 


1 Thaler Belohnung erhält der ehrliche Finder 
eines Stückes hellbraunen Pelzes gr. Gerberſtraße 
No, 43. 1 Treppe hoch. 


